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Wie stehen Sie zur Einführung des Fachs Ethik/Religionskunde ab der 1. Klasse, in dem die 

Schüler*innen nicht übereinander, sondern miteinander über Werte sprechen (ggf. ergänzt durch 

freiwilligen RU)? Sollte dieses Fach allgemeinverbindlich für alle eingeführt werden, oder zumindest 

als Ersatzfach? 

. Um das Verständnis für andere Religionen, Weltanschauungen und Lebensweisen als Basis für unser 

friedliches Zusammenleben zu stärken, wollen wir in allen Kernlehrplänen für das Fach Religion den 

Bereich der vergleichenden Religionswissenschaften und die Werteorientierung stärken. Neben den 

vielfältigen Angeboten des bekenntnisorientierten Religionsunterrichts müssen gleichberechtigt auch 

nicht-religiöse Überzeugungen berücksichtigt werden. Daher setzen wir uns dafür ein, dass langfristig 

an allen öffentlichen Schulen, also auch Grundschulen, das Fach Praktische Philosophie als 

Wahlalternative zum bekenntnisorientierten Religionsunterricht angeboten wird. Zahlreiche Schulen 

in Nordrhein-Westfalen bieten zudem schon den konfessionell-kooperativen Religionsunterricht an, in 

dem katholische und evangelische Inhalte zusammen unterrichtet werden. Auch dieses Angebot 

wollen wir weiter ausweiten. Am Ende der Sekundarstufe I soll außerdem jede Schülerin und jeder 

Schüler mindestens einmal eine Synagoge, eine Moschee und eine christliche Kirche besucht haben. 

 

Konfessionsschulen NRW ist praktisch das einzige Bundesland, in dem Kinder an vielen öffentlich 

finanzierten Grundschulen nach ihrer Konfession getrennt unterrichtet werden. Gleichzeitig gibt es 

keine einzige Bekenntnisfreie Schule, die die Verfassung doch auch vorsieht. Was ist hier ihre 

Position? 

Wir unterstützen die Schulvielfalt in Nordrhein-Westfalen und stehen für ein vielfältiges Schulangebot. 

Die Entscheidung über die Art der Schule liegt in den Händen der Eltern und der Kommune. Das 

begrüßen wir. Schulen in freier oder kirchlicher Trägerschaft sehen wir grundsätzlich als Bereicherung 

für unser Schulsystem. Wir halten es dennoch für geboten, unabhängig von der individuellen 

Trägerschaft das Prinzip „Kurze Beine, kurze Wege“ stärker im Anmeldeverfahren zu berücksichtigen. 

 

Die Zusammenarbeit mit sehr konservativen Islamverbänden bzw. mit der vom türkischen Staat 

abhängigen DITIB beim Thema Religionsunterricht, besonders bei der Auswahl von Lehrkräften, 

schwächt liberale und säkulare Positionen innerhalb von muslimischen Gemeinschaften. Was ist hier 

Ihr Standpunkt? 

Wir begrüßen die Einführung des Islamischen Religionsunterrichts im Sinne einer offenen, toleranten 

Gesellschaft, der in unserer Regierungsverantwortung mit einem Kommissionsmodell zur 

Zusammenarbeit der islamischen Organisationen eingeführt wurde. Nach einem umfassenden 

Prüfungsprozess wurde entschieden, welche Organisationen die Voraussetzungen für die 

Zusammenarbeit erfüllen. Unabdingbare Voraussetzungen dafür sind u.a.: Die islamische Organisation 

muss eigenständig und staatsunabhängig sein sowie die Verfassungsprinzipien achten. Die Mitglieder 

der Kommission müssen auch persönlich die Verfassungsprinzipien wahren. Das Kommissionmodell ist 

zudem ein offenes Modell: Das heißt, neue islamische Organisationen, die die gesetzlichen 

Voraussetzungen erfüllen, können aufgenommen werden, bestehende Organisationen können aber 

auch ausscheiden, sollten sie die gesetzlichen Voraussetzungen nicht erfüllen. Die Kommission fasst 

Beschlüsse mit der Mehrheit der Zahl ihrer Mitglieder. Liberale und säkulare Positionen sind innerhalb 

der Kommission gut repräsentiert und machen ihren Einfluss auf einen staatsunabhängigen 

Islamischen Religionsunterricht geltend.  



 

Das Angebot an sozialen Einrichtungen wie Kitas, Schulen, Krankenhäuser oder z. B. auch Alten- und 

Pflegeeinrichtungen und manches mehr ist für säkulare Menschen vielerorts deutlich eingeschränkt, 

schwer erreichbar und manchmal gar nicht vorhanden. Wie könnte das Angebot hier erweitert 

werden? 

Wir treten für eine Vielfalt kommunaler, gemeinnütziger und privater Träger bei sozialen 

Dienstleistungen ein. Im Bereich der Kinderbetreuung ergänzen private Anbieter und Betriebs-Kitas 

das Angebot. Diese Träger wollen wir gezielt unterstützen und sowohl organisatorisch als auch 

finanziell und stärker an die bisherigen Strukturen anbinden. Bürokratische Hürden, die mit der 

Gründung betrieblicher und betriebsübergreifender Betreuungseinrichtungen verbunden sind, wollen 

wir abbauen. Mit der Umsetzung der Reform der Krankenhausrahmenplanung vor Ort wollen wir 

zukunftsfähige Krankenhausstrukturen schaffen. Dabei wollen wir die Behandlungsqualität 

verbessern, indem wir komplexe Leistungen an besonders geeigneten Standorten konzentrieren, 

ineffiziente Doppelstrukturen in Ballungszentren reduzieren sowie Kooperationen fördern. Dabei 

sollte aber auch der Gedanke der Trägervielfalt berücksichtigt werden. 

 

Viele religiös nicht gebundene Menschen werden am Arbeitsmarkt in Branchen diskriminiert, in 

denen Kirchen als Arbeitgeber dominieren, die aber ganz oder überwiegend öffentlich finanziert 

werden. Arbeitnehmerrechte werden teils massiv eingeschränkt. Wie wollen Sie diese 

Benachteiligungen abbauen? 

Ein zeitgemäßes kirchliches Arbeitsrecht muss die Interessen der Arbeitnehmerinnen und 

Arbeitnehmer angemessen berücksichtigen. Das müssen die kirchlichen Arbeitgeber berücksichtigen 

und einen Wandel einleiten: Religions- und Weltanschauungsgemeinschaften dürfen im Rahmen ihres 

Selbstbestimmungsrechts bestimmte berufliche Anforderungen festlegen. Diese Vorgaben müssen 

aber auf die beruflichen Tätigkeiten beschränkt sein. Der persönliche Lebensbereich der Arbeitnehmer 

darf nicht berührt werden. Wir wollen daher prüfen, inwiefern das kirchliche Arbeitsrecht dem 

staatlichen Arbeitsrecht angeglichen werden kann. Verkündungsnahe Tätigkeiten bleiben davon 

ausgenommen. 

 

Die meisten Menschen hierzulande werden durch Kindstaufe zu Kirchenmitgliedern. Wie will Ihre 

Partei das Verfahren des Kirchenaustritts entbürokratisieren, bei gleichzeitigem Wegfall der 

Gebührenschranke, damit auch Ärmeren dieses Grundrecht nicht verwehrt wird? 

Im deutschsprachigen Raum übernimmt die Verwaltung neben ihren staatlichen Aufgaben auch die 
Bearbeitung der Kirchenein- und -austritte. Die zunehmende Zahl an Kirchenaustritten stellt eine 
Belastung für die Verwaltung dar und führt zu langen Wartezeiten für Bürgerinnen und Bürger. Wir 
wollen deshalb diesen Bereich digitalisieren und damit beschleunigen. Die Kirchenaustrittsgebühr 
wollen wir abschaffen. Wir sprechen uns zudem, aus Gründen der Bürgerfreundlichkeit und des 
Schutzes des Einzelnen, für eine Beweislastumkehr fünf Jahre nach dem Kirchenaustritt zugunsten der 
Austretenden aus. Die Beweispflicht der unterstellten, noch andauernden Mitgliedschaft soll dann 
nicht mehr beim Ausgetretenen, sondern bei der Kirche liegen. 
 

Ein demokratischer Staat, der die Religionsfreiheit schützt, muss auf seine religiös-weltanschauliche 

Neutralität besonderen Wert legen. Wie stehen Sie zur Säkularisierung des öffentlichen Lebens - 

genannt seien hier z. B. Glockenläuten, Muezzinruf oder auch die Besetzung des Rundfunkrats? 



Wir verteidigen die Religions- und Gewissensfreiheit. Die individuelle Freiheit, einen religiösen 
Glauben persönlich zu leben und öffentlich zu bekennen oder dies auch nicht zu tun, gehört zu unseren 
Grundsätzen. Der Staat darf aus unserer Sicht keine Definitionshoheit über religiöse Werte in der 
Gesellschaft beanspruchen. Er darf einzelne religiöse Traditionen nicht privilegieren, ebenso wie er 
umgekehrt auch nicht eine rein laizistische Haltung privilegieren kann.  Wir halten bei Gremien wie 
beispielsweise Rundfunkräten, die in ihrer Zusammensetzung gesellschaftliche Gruppen abbilden 
sollen, eine ausreichend pluralistische Besetzung für notwendig. Bezüglich des Muezzinrufs würde eine 
pauschale Entscheidung den örtlich unterschiedlichen Begebenheiten in den Städten und Gemeinden 
in NRW nicht gerecht. Die Entscheidung muss vor Ort politisch erörtert und in einem gemeinsamen 
Verständnis getroffen werden. 
 

Den nun schon über 100 Jahre alten Verfassungsauftrag, die altrechtlichen Staatsleistungen an die 

Kirchen abzulösen, ist Ihnen ein Anliegen? Wie sollte das Land NRW Ihrer Ansicht nach das Vorhaben 

vorantreiben? Haben sich nach so langer Zeit weitere Ablösezahlungen nicht erübrigt? 

Wir wollen das Staatskirchenrecht zu einem Religionsverfassungsrecht weiterentwickeln. Es soll einen 

passenden rechtlichen Status bieten für alle Religionsgemeinschaften, die das Gleichheitsgebot und 

die Glaubensvielfalt, die Grundrechte sowie die Selbstbestimmung ihrer Mitglieder anerkennen. Im 

Zuge dessen muss der Verfassungsauftrag der Ablösung der Staatsleistungen vollzogen werden. Dazu 

bedarf es eines intensiven Dialoges mit den Ländern, Landeskirchen und Diözesen, den wir gerne 

begleiten werden. 


